
Ziff. 40 des vom Plenum zu verabschiedenden Be­
schlusses nicht absolut verstanden werden, da z. B. 
auch die Staatsanwälte — A r w a y hatte auch auf die 
Justitiare hingewiesen — an den Schulungen beteiligt 
seien. Dieser Auffassung stimmte Vizepräsident Zieg­
ler in seinen Schlußbemerkungen zu.
Da die Beschlüsse der Konfliktkommissionen nur dem 
Staatsanwalt zu übersenden sind7, haben die Gerichte 
keine vollständige Übersicht über die Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen. Heuckendorf empfahl deshalb, 
daß sich das Gericht beim Staatsanwalt informieren 
solle. Demgegenüber schlug H e j h a 1, wiss. Mitarbei­
ter am Obersten Gericht, vor, in der künftigen gesetz­
lichen Regelung über die gesellschaftlichen Gerichte 
festzulegen, daß auch den Gerichten Durchschriften 
der Beschlußausfertigungen der Konfliktkommissionen 
zu übersenden sind. Angesichts der Verantwortung, 
die die Gerichte für die Anleitung und Unterstützung 
der Konfliktkommissionen tragen, sei es nicht zu ver­
treten, daß sie ihre Informationen aus zweiter Hand 
erhielten.
In der Diskussion über die Gestaltung der Beziehun­
gen zwischen Gericht und Konfliktkommission nach 
Anfechtung eines Konfliktkommissionsbeschlusses be­
grüßten mehrere Direktoren die Festlegung über die 
Heranziehung der Unterlagen der Konfliktkommissio­
nen in Ziff. 4 des Plenarbeschlusses. Dadurch würden 
die Gerichte zu einer wesentlich qualifizierteren Ar­
beit veranlaßt, und zwar nicht nur in bezug auf die 
Sachverhaltsaufklärung, sondern auch in bezug auf 
die Feststellung, warum die Konfliktkommission 
im konkreten Fall so beraten und entschieden hat. 
Gegen den Vorschlag J a h n s ,  die Vorsitzenden der 
Konfliktkommissionen bzw. ihre Stellvertreter in 
jedem Fall zur gerichtlichen Verhandlung einzuladen, 
sprach sich Z i e g l e r  in seinen Schlußbemerkungen 
aus. Auch hier müsse differenziert werden, so daß 
die Regelung in Ziff. 20 des Plenarbeschlusses vorzu­
ziehen sei.
B r u n n e r  legte dar, daß bisher die Stellungnahme 
der Konfliktkommission in der mündlichen Verhand­
lung in der Regel auf eine Rechtfertigung ihrer Ent­
scheidung hinauslaufe. Es komme aber darauf an, dem 
Gericht die erforderlichen Kenntnisse über die betrieb­
lichen Verhältnisse, über die Wirkungen der Entschei­
dung der Konfliktkommission und ähnliche Probleme 
zu vermitteln. Auf die Notwendigkeit, eine solche 
Stellungnahme in das Protokoll der mündlichen Ver­
handlung aufzunehmen, wies A r w a y hin. 
Einmütigkeit bestand darin, daß die Mitglieder der 
Konfliktkommission dann zur Verhandlung einzu­
laden sind, wenn diese im Betrieb durchgeführt wird. 
In diesem Zusammenhang wies H e u c k e n d o r f  
auf die Notwendigkeit hin, die Möglichkeiten für Ver­
handlungen in den Betrieben stärker zu nutzen.

7 Vgl. dazu Kirmse in diesem Heft.

B r u n n e r  informierte darüber, daß es sich in Berlin 
bewährt habe, Verhandlungen im Betrieb anschlie­
ßend mit der Konfliktkommission auszuwerten. Dabei 
sei man bestrebt, die Erfahrungen nicht nur der un­
mittelbar beteiligten Konfliktkommission, sondern 
allen Konfliktkommissionen des betreffenden Bereichs 
(z. B. im Handel) zu vermitteln. Dazu würden u. a. 
auch die Schulungen genutzt. Voraussetzung dafür 
sei aber, daß die gerichtliche Entscheidung die zur 
Anleitung erforderliche Qualität aufweist.
Oberrichter M ü n c h  (Bezirksgericht Cottbus) warf 
die Frage auf, wie zu verfahren ist, wenn das Ge­
richt feststellt, daß die Konfliktkommission — still­
schweigend oder auch aus Unkenntnis — übersehen 
hat, daß Fristen zu ihrer Anrufung (z. B. bei der Be­
endigung des Arbeitsrechtsverhältnisses nach § 36 
GBA) versäumt worden sind. Oberrichter R u d e 11. 
Mitglied des Präsidiums des Obersten Gerichts, 
stimmte der Ansicht Münchs zu, daß die Gerichte in 
solchen Fällen zu entscheiden, also gegebenenfalls den 
Beschluß der Konfliktkommission aufzuheben und den 
Antrag zurückzuweisen haben. Das Gericht sei berech­
tigt, die Gründe für die Fristversäumnis zu klären; 
eine entsprechende Anwendung der Ziff. 17 KK-Richt- 
linie sei zulässig. Hinsichtlich dieser Frage könne ähn­
lich wie im Fall der Entscheidung des Obersten Ge­
richts vom 17. März 1967 — Ua 12/66 — (NJ 1967 
S. 487; Arbeit und Arbeitsrecht 1967, Heft 13, S. 309) 
verfahren werden.
In weiteren Diskussionsbeiträgen befaßten sich Hu­
d e l t  mit der Frage, wann in Arbeitsstreitfällen eine 
Entscheidung der Konfliktkommission vorliegt, Richter 
F. K a i s e r  (Oberstes Gericht) mit der Entscheidung 
über die Klage (Einspruch) gegen einen Konflikt­
kommissionsbeschluß und M. L e h m a n n ,  amt. 
Direktor des Bezirksgerichts Leipzig, mit der Ver­
antwortung der Kreisgerichtsdirektoren für die Ein­
haltung der Fristen in arbeitsrechtlichen Verfahren 
sowie der damit zusammenhängenden Problematik 
der Beseitigung von Arbeitsresten8.

In seinen Schlußbemerkungen unterstrich Vizepräsi­
dent Z i e g l e r  nochmals das Anliegen der Plenar­
tagung, den Bezirks- und Kreisgerichten ihre Ver­
antwortung deutlich zu machen, die sie hinsichtlich 
der Anleitung und Unterstützung der Konfliktkom­
missionen haben, damit diese als gesellschaftliche Ge­
richte auch auf dem Gebiet des Arbeitsrechts ihren 
Beitrag zur Festigung der sozialistischen Menschen­
gemeinschaft leisten können. Diesem Ziel diene auch 
der vom Plenum zu verabschiedende Beschluß über 
die Zusammenarbeit der Gerichte mit den Konflikt­
kommissionen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts.

Diesen Beschluß nahm das Plenum nach geringfügigen 
redaktionellen Änderungen einstimmig an.

8 Die überarbeiteten Diskussionsbeiträge von Rudelt und 
F. Kaiser sind in diesem Heft veröffentlicht.

Dr. HANS REINWARTH, Vizepräsident des Obersten Gerichts

Die Aufgaben der Gerichte bei der Anleitung
der Konfliktkommissionen auf dem Gebiet des Arbeitsrechts

Dem nachfolgenden Beitrag liegt das einleitende Re­
ferat zugrunde, das Vizepräsident Dr. Reinwarth auf 
der 18. Plenartagung des Obersten Gerichts am
27. März 1968 gehalten hat. D. Red.

Die neue, sozialistische Verfassung der DDR bestimmt 
in Art. 92, daß die Rechtsprechung in der DDR durch 
das Oberste Gericht, die Bezirksgerichte, die Kreis­

gerichte und die gesellschaftlichen Gerichte im Rah­
men der ihnen durch Gesetz übertragenen Aufgaben 
ausgeübt wird. Indem die Verfassung die Konflikt- 
und Schiedskommissionen zusammenfassend als „ge­
sellschaftliche Gerichte“ charakterisiert, bringt sie 
deren Bedeutung und Funktion im System der sozia­
listischen Rechtspflege sinnfällig zum Ausdruck. Nach
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